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Auf Grund des § 84 Absatz 3 der Bauordnung für Berlin vom 
29. September 2005 (GVBl. S. 495) wird verordnet:

Artikel I
Die Bauverfahrensverordnung vom 19. Oktober 2006 (GVBl. 

S. 1035), die durch § 16 der Verordnung vom 17. Juli 2008 (GVBl. 
S. 222) geändert worden ist, wird wie folgt geändert:
1. Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geändert:

a) Die Angabe zu § 2 wird wie folgt gefasst:
„§ 2 Form“

b) Die Angabe zu § 8 wird wie folgt gefasst:
„§ 8 Bauvorlagen für Werbeanlagen“

c) Nach der Angabe zu § 14 wird folgende Angabe eingefügt:
„§ 14a Elektronische Verfahren, Elektronische Aktenfüh-
rung“ 

2. § 1 wird wie folgt geändert:
a) Absatz 1 wird wie folgt geändert:

aa) Nach Nummer 3 wird folgende neue Nummer 4 einge-
fügt:
„4. im vereinfachten Baugenehmigungsverfahren für 

Werbeanlagen nach § 64a der Bauordnung für Ber-
lin,“

bb) Die bisherigen Nummern 4 bis 9 werden die Nummern 
5 bis 10.

b) In Absatz 2 werden die Sätze 1, 2 und 4 aufgehoben.
c) Absatz 4 wird wie folgt gefasst:

„(4) Die von der für das Bauwesen zuständigen Senatsver-
waltung zur Verfügung gestellten Formulare sind zu ver-
wenden.“

d) Absatz 8 Satz 1 wird wie folgt geändert:
aa) Nummer 1 wird wie folgt gefasst:

„1. der Fragebogen des Amtes für Statistik Berlin-Bran-
denburg für die Statistik des Bauabgangs gemäß 
Hochbaustatistikgesetz vom 5. Mai 1998 (BGBl. I 
S. 869), das zuletzt durch Artikel 5a des Gesetzes 
vom 12. April 2011 (BGBl. I S. 619) geändert wor-
den ist, in der jeweils geltenden Fassung und“

bb) Nummer 2 wird aufgehoben. 
cc) Die bisherige Nummer 3 wird die Nummer 2.

3. § 2 wird wie folgt gefasst:

„§ 2 
Form

Die Bauvorlagen sind bei der Bauaufsichtsbehörde in elektro-
nischer Form im Portable Document Format (PDF oder PDF/A 
nach ISO 19005-1) vorzulegen. Dateianlagen innerhalb der 
PDF-Dateien sind unzulässig. Zusätzliche Papierexemplare der 
Bauvorlagen können von der Bauaufsichtsbehörde nachgefor-
dert werden, wenn dies für die Beurteilung des Bauvorhabens 
erforderlich ist.“

4. § 3 Absatz 3 wird wie folgt geändert:
a) Nummer 1 wird wie folgt gefasst:

„1. den numerischen Maßstab, die Maßstabsleiste und die 
Nordrichtung,“

b) In Nummer 11 werden die Wörter „und die Gebäudeklasse“ 
gestrichen.

c) Nummer 13 wird aufgehoben.
d) Die bisherigen Nummern 14 bis 17 werden die Nummern 13 

bis 16.
e) Die neue Nummer 13 wird wie folgt gefasst:

„13. die Aufteilung der nicht überbauten Flächen unter An-
gabe der Lage und Breite der Zu- und Abfahrten, des 
barrierefrei zugänglichen Hauptzugangs sowie der 
Flächen für die Feuerwehr,“

f) Die neue Nummer 14 wird wie folgt gefasst:
„14. die Aufteilung der nicht überbauten Flächen unter An-

gabe der Anzahl, Lage und Größe der Kinderspielplät-
ze, der bei der Errichtung und Nutzungsänderung öf-
fentlich zugänglicher Gebäude erforderlichen 
Stellplätze für schwer Gehbehinderte und Behinderte 
im Rollstuhl sowie der Abstellmöglichkeiten für Fahr-
räder,“

5. § 4 Absatz 3 wird wie folgt geändert:
a) Nummer 1 wie folgt gefasst:

„1. der numerische Maßstab, die Maßstabsleiste und die 
Maße,“

b) Folgender Satz 2 wird angefügt:
„Bauzeichnungen für die Errichtung und Änderung von Ge-
bäuden müssen eine Angabe der Bauvorlageberechtigung 
der Entwurfsverfasserin oder des Entwurfsverfassers enthal-
ten.“

6. § 5 wird wie folgt geändert:
a) Satz 2 wird wie folgt gefasst:

„Anzugeben sind die Anzahl und die Brutto-Grundfläche 
der Nutzungseinheiten, die Gebäudeklasse sowie der höchs-
te gemessene Grundwasserstand (HGW) oder der zu erwar-
tende höchste Grundwasserstand (zeHGW) über NHN.“ 

b) Folgender Satz 3 wird angefügt:
„Es sind die Maßnahmen des barrierefreien Bauens zu be-
schreiben, soweit dies zur Beurteilung erforderlich ist und 
die notwendigen Angaben nicht in den Lageplan und die 
Bauzeichnungen aufgenommen werden können.“

7. § 6 wird wie folgt geändert:
a) Satz 1 Nummer 2 wird wie folgt gefasst:

„2. der Fragebogen des Amtes für Statistik Berlin-Branden-
burg für die Statistik des Bauabgangs gemäß Hochbau-
statistikgesetz vom 5. Mai 1998 (BGBl. I S. 869), das 
zuletzt durch Artikel 5a des Gesetzes vom 12. April 
2011 (BGBl. I S. 619) geändert worden ist, in der je-
weils geltenden Fassung.“

b) Satz 2 wird aufgehoben.
8. § 7 wird wie folgt geändert:

a) Nummer 5 wird aufgehoben.
b) Die bisherigen Nummern 6 und 7 werden die Nummern 5 

und 6.

Verordnung
über Erste Verordnung zur Änderung der Bauverfahrensverordnung

Vom 22. März 2013
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(2) In der Eingangsbestätigung gemäß § 70 Absatz 1 der Bau-
ordnung für Berlin hat die Bauaufsichtsbehörde mitzuteilen, auf 
welche Weise der Bearbeitungsstand elektronisch abgerufen 
werden kann.“

13. § 16 Absatz 2 wird wie folgt geändert:
a) Nummer 1 wird wie folgt geändert:

aa) Buchstabe f wird wie folgt gefasst:
„f) die für die Feststellung von Einheitswerten des 

Grundbesitzes, von Grundbesitzwerten und für die 
Festsetzung der Grundsteuer zuständigen Stellen der 
Finanzämter,“

bb) Folgende Buchstaben i bis k werden angefügt:
„i) die für den Gesundheitsschutz zuständige Stelle,
j) die für die Veterinär- und Lebensmittelaufsicht zu-

ständige Stelle,
k) die für den Verkehr mit ausländischen Vertretungen 

zuständige Stelle,“
b) Nummer 2 Buchstabe l wird wie folgt gefasst:

„l)  die für die Feststellung von Einheitswerten des Grund-
besitzes, von Grundbesitzwerten und für die Festsetzung der 
Grundsteuer zuständigen Stellen der Finanzämter,“

c) Nummer 3 Buchstabe k wird wie folgt gefasst:
„k) die für die Feststellung von Einheitswerten des Grund-

besitzes, von Grundbesitzwerten und für die Festsetzung 
der Grundsteuer zuständigen Stellen der Finanzämter,“

d) Nummer 4 Buchstabe g wird wie folgt gefasst:
„g) die für die Feststellung von Einheitswerten des Grund-

besitzes, von Grundbesitzwerten und für die Festsetzung 
der Grundsteuer zuständigen Stellen der Finanzämter,“

e) Nummer 5 wird wie folgt geändert:
aa) Buchstabe g wird wie folgt gefasst:

„g) die für die Feststellung von Einheitswerten des 
Grundbesitzes, von Grundbesitzwerten und für die 
Festsetzung der Grundsteuer zuständigen Stellen der 
Finanzämter,“

bb) Folgende Buchstaben h und i werden angefügt:
„h) die für den Gesundheitsschutz zuständige Stelle,
i) die für die Veterinär- und Lebensmittelaufsicht zu-

ständige Stelle,“
f) In Nummer 6 wird die Angabe „Absatz 1 Nr. 1, 2 und 5“ 

durch die Angabe „Absatz 1 Nummer 1, 2, 4 und 5“ ersetzt.

Artikel II
Diese Verordnung tritt vorbehaltlich des Satzes 2 am Tage nach 

der Verkündung im Gesetz- und Verordnungsblatt für Berlin in 
Kraft. § 14a tritt am ersten Tag des zwölften auf die Verkündung im 
Gesetz- und Verordnungsblatt für Berlin folgenden Kalendermonats 
in Kraft.

Berlin, den 22. März 2013

Senatsverwaltung für Stadtentwicklung und Umwelt

Michael M ü l l e r

c) Die neue Nummer 5 wird wie folgt gefasst:
„5. der Fragebogen des Amtes für Statistik Berlin-Branden-

burg für die Statistik der Baugenehmigungen und der 
Baufertigstellungen gemäß Hochbaustatistikgesetz vom 
5. Mai 1998 (BGBl. I S. 869), das zuletzt durch Artikel 
5a des Gesetzes vom 12. April 2011 (BGBl. I S. 619) 
geändert worden ist, in der jeweils geltenden Fassung 
und“

9. § 8 wird wie folgt geändert: 
a) In der Überschrift und in Absatz 1 werden jeweils die Wör-

ter „Anlagen der Außenwerbung“ ersetzt durch das Wort 
„Werbeanlagen“.

b) Absatz 1 Nummer 3 wird wie folgt gefasst:
„3. soweit erforderlich, die Entscheidungen über Befreiun-

gen und Ausnahmen nach § 31 des Baugesetzbuches.“
c) Absatz 4 wird aufgehoben.

10. § 9 wird wie folgt geändert:
a) Absatz 2 wird wie folgt gefasst:

„(2) Bautechnische Nachweise sind in elektronischer 
Form im Portable Document Format (PDF oder PDF/A nach 
ISO 19005-1) zur Prüfung vorzulegen. Dateianlagen inner-
halb der PDF-Dateien sind unzulässig. Ein zusätzliches 
Papierexemplar der bautechnischen Nachweise kann nach-
gefordert werden, wenn dies für die Prüfung erforderlich 
ist.“

b) Absatz 5 wird wie folgt gefasst:
„(5) Die von der für das Bauwesen zuständigen Senats-

verwaltung zur Verfügung gestellten Formulare sind zu ver-
wenden.“

11. § 14 wird wie folgt geändert:
a) Nach Absatz 4 wird folgender Absatz 5 eingefügt:

„(5) Zur beabsichtigten Aufnahme der Nutzung gemäß 
§ 81 Absatz 2 der Bauordnung für Berlin ist der Bauauf-
sichtsbehörde eine Erklärung der Prüfingenieurin oder des 
Prüfingenieurs über die Erledigung der Prüf- und Überwa-
chungsaufgaben gemäß § 13 oder § 19 der Bautechnischen 
Prüfungsverordnung vom 12. Februar 2010 (GVBl. S. 62), 
die durch Verordnung vom 23. August 2010 (GVBl. S. 422) 
geändert worden ist, vorzulegen.“

b) Der bisherige Absatz 5 wird Absatz 6.
12. Nach § 14 wird folgender § 14a eingefügt:

„§ 14a
Elektronisches Verfahren, Elektronische Aktenführung

(1) Die Bauaufsichtsbehörden haben die Verfahren nach der 
Bauordnung für Berlin einschließlich der Beteiligung anderer 
Behörden oder Dienststellen elektronisch durchzuführen, hier-
von ausgenommen sind Verschlusssachen. Sie sind zur Nutzung 
des „Elektronischen Bau- und Genehmigungsverfahrens (eBG)“ 
verpflichtet. Personenbezogene Daten werden in elektronischer 
Form verarbeitet und gespeichert. In Papierform eingegangene 
Formulare und sonstige Unterlagen sind in eine elektronische 
Form zu überführen und fünf Jahre nach rechtskräftigem Ab-
schluss des Verfahrens datenschutzgerecht zu vernichten. Be-
urteilungsgrundlagen in elektronischer Form müssen dauerhaft 
gespeichert werden; sie sind in einem Bescheid oder einer Stel-
lungnahme aufzuführen.
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Auf Grund des § 10 Absatz 1 des Baugesetzbuchs in der Fassung 
vom 23. September 2004 (BGBl. I S. 2414), zuletzt geändert durch 
Artikel 1 des Gesetzes vom 22. Juli 2011 (BGBl. I S. 1509), in Ver-
bindung mit § 6 Absatz 5 des Gesetzes zur Ausführung des Bauge-
setzbuchs in der Fassung vom 7. November 1999 (GVBl. S. 578), 
zuletzt geändert durch Gesetz vom 3. November 2005 (GVBl. 
S. 692), wird verordnet:

§ 1
Der Bebauungsplan 1-58 vom 27. September 2011 für die Grund-

stücke Invalidenstraße 148–153, Ackerstraße 144, 150–157, 162–
171, Torstraße 153/165 und Bergstraße 1–2, 13–28 im Bezirk Mitte, 
Ortsteil Mitte, wird festgesetzt.

§ 2
Die Urschrift des Bebauungsplans kann beim Bezirksamt Mitte 

von Berlin, Abteilung Stadtentwicklung, Bauen, Wirtschaft und 
Ordnung, Fachbereich Kataster und Vermessung, beglaubigte Ab-
zeichnungen des Bebauungsplans können beim Bezirksamt Mitte 
von Berlin, Abteilung Stadtentwicklung, Bauen, Wirtschaft und 
Ordnung, Fachbereich Stadtplanung und Fachbereich Bau- und 
Wohnungsaufsicht, während der Dienststunden kostenfrei eingese-
hen werden.

§ 3
Auf die Vorschriften über

1. die Geltendmachung und die Herbeiführung der Fälligkeit et-
waiger Entschädigungsansprüche (§ 44 Absatz 3 Satz 1 und 2 
des Baugesetzbuchs) und

2. das Erlöschen von Entschädigungsansprüchen bei nicht fristge-
mäßer Geltendmachung (§ 44 Absatz 4 des Baugesetzbuchs)

wird hingewiesen.

§ 4
(1) Wer die Rechtswirksamkeit dieser Verordnung überprüfen las-

sen will, muss

1. eine beachtliche Verletzung der Verfahrens- oder Formvor-
schriften, die in § 214 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 bis 3 des Bau-
gesetzbuchs bezeichnet sind,

2. eine unter Berücksichtigung des § 214 Absatz 2 des Baugesetz-
buchs beachtliche Verletzung der Vorschriften über das Verhält-
nis des Bebauungsplans und des Flächennutzungsplans,

3. nach § 214 Absatz 3 Satz 2 des Baugesetzbuchs beachtliche 
Mängel des Abwägungsvorgangs,

4. eine Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften, die im 
Gesetz zur Ausführung des Baugesetzbuchs enthalten sind,

in den Fällen der Nummern 1 bis 3 innerhalb eines Jahres, in den 
Fällen der Nummer 4 innerhalb von zwei Jahren seit der Verkün-
dung dieser Verordnung gegenüber dem Bezirksamt Mitte von Ber-
lin schriftlich geltend machen. Der Sachverhalt, der die Verletzung 
begründen soll, ist darzulegen. Nach Ablauf der in Satz 1 genannten 
Frist werden die in Nummer 1 bis 4 genannten Mängel gemäß § 215 
Absatz 1 des Baugesetzbuchs und gemäß § 32 Absatz 2 des Gesetzes 
zur Ausführung des Baugesetzbuchs unbeachtlich.

(2) Die Beschränkung des Absatzes 1 gilt nicht, wenn die für die 
Verkündung dieser Verordnung geltenden Vorschriften verletzt wor-
den sind.

§ 5
Diese Verordnung tritt am Tage nach der Verkündung im Gesetz- 

und Verordnungsblatt für Berlin in Kraft. 

Berlin, den 26. März 2013

Bezirksamt Mitte von Berlin

Dr. H a n k e
Bezirksbürgermeister

S p a l l e k
Bezirksstadtrat

Verordnung
über die Festsetzung des Bebauungsplans 1-58 

im Bezirk Mitte, Ortsteil Mitte
Vom 26. März 2013

093_100_GVBl_2013_08.indd   97 16.04.13   09:43



Gesetz- und Verordnungsblatt für Berlin      69. Jahrgang      Nr. 8       19. April 201398

Auf Grund des § 10 Absatz 1 des Baugesetzbuchs in der Fassung 
vom 23. September 2004 (BGBl. I S. 2414), zuletzt geändert durch 
Artikel 4 des Gesetzes vom 31. Juli 2009 (BGBl. I S. 2585), in Ver-
bindung mit § 6 Absatz 5 des Gesetzes zur Ausführung des Bauge-
setzbuchs in der Fassung vom 7. November 1999 (GVBl. S. 578), 
zuletzt geändert durch Gesetz vom 3. November 2005 (GVBl. 
S. 692), wird verordnet:

§ 1
Der Bebauungsplan XXIII-35 vom 12. Mai 2010 mit den Deck-

blättern vom 2. September 2010 und 7. September 2011 für das Ge-
lände zwischen Landesgrenze Berlin-Brandenburg, den Grundstü-
cken Zochestraße 10F-G, 11K-L, 12K-M, Zochestraße, Griebenweg, 
Dahlwitzer Straße und den Grundstücken Dahlwitzer Straße 41–42, 
Hamburger Straße 47–53A, Stettiner Straße 10A–B und Hamburger 
Straße 44 mit Ausnahme der Grundstücke Kötteritzweg 1–5A und 
Griebenweg 35/37 (für die Kleingartenanlagen „Dahlwitzer Straße” 
und „Mahlsdorf-Nordspitze“) im Bezirk Marzahn-Hellersdorf, Orts-
teil Mahlsdorf, wird festgesetzt.

§ 2
Die Urschrift des Bebauungsplans kann beim Bezirksamt Mar-

zahn-Hellersdorf von Berlin, Abteilung Wirtschaft und Stadtent-
wicklung, Stadtentwicklungsamt, Fachbereich Vermessung, beglau-
bigte Abzeichnungen des Bebauungsplans können beim Bezirksamt 
Marzahn-Hellersdorf von Berlin, Abteilung Wirtschaft und Stadt-
entwicklung, Stadtentwicklungsamt, Fachbereich Stadtplanung und 
Fachbereich Bauaufsicht, Wohnungsaufsicht und Denkmalschutz, 
kostenfrei eingesehen werden.

§ 3
Auf die Vorschriften über

1. die Geltendmachung und die Herbeiführung der Fälligkeit et-
waiger Entschädi gungsansprüche (§ 44 Absatz 3 Satz 1 und 2 
des Baugesetzbuchs) und

2. das Erlöschen von Entschädigungsansprüchen bei nicht fristge-
mäßer Gel tend machung (§ 44 Absatz 4 des Baugesetzbuchs)

wird hingewiesen.

§ 4
(1) Wer die Rechtswirksamkeit dieser Verordnung überprüfen las-

sen will, muss
1. eine beachtliche Verletzung der Verfahrens- und Formvorschrif-

ten, die in § 214 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 bis 3 des Baugesetz-
buchs bezeichnet sind,

2. eine nach § 214 Absatz 2 des Baugesetzbuchs beachtliche Ver-
letzung der Vor schriften über das Verhältnis des Bebauungs-
plans und des Flächennutzungs plans,

3. nach § 214 Absatz 3 Satz 2 des Baugesetzbuchs beachtliche 
Mängel des Abwä gungsvorgangs,

4. eine Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften, die im 
Gesetz zur Ausführung des Baugesetzbuchs enthalten sind, 

in den Fällen der Nummern 1 bis 3 innerhalb eines Jahres, in den 
Fällen der Nummer 4 innerhalb von zwei Jahren seit der Verkün-
dung dieser Verordnung gegenüber dem Bezirksamt Marzahn-Hel-
lersdorf von Berlin schriftlich geltend machen. Der Sachverhalt, der 
die Verletzung begründen soll, ist darzulegen. Nach Ablauf der in 
Satz 1 genannten Fristen werden die in Nummer 1 bis 4 genannten 
Mängel gemäß § 215 Absatz 1 des Baugesetzbuchs und gemäß § 32 
Absatz 2 des Gesetzes zur Ausführung des Baugesetzbuchs unbe-
achtlich.

(2) Die Beschränkung des Absatzes 1 gilt nicht, wenn die für die 
Verkündung dieser Verordnung geltenden Vorschriften verletzt wor-
den sind. 

§ 5
Diese Verordnung tritt am Tage nach der Verkündung im Gesetz- 

und Verord nungsblatt für Berlin in Kraft.

Berlin, den 3. April 2013

Bezirksamt Marzahn-Hellersdorf von Berlin

K o m o ß
Bezirksbürgermeister

Christian  G r ä f f
Bezirksstadtrat für Wirtschaft 

und Stadtentwicklung

Verordnung
über die Festsetzung des Bebauungsplans XXIII-35 
im Bezirk Marzahn-Hellersdorf, Ortsteil Mahlsdorf

Vom 3. April 2013
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